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A.1   Auswertung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (1) BauGB 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung vom 04.06. bis 08.06.2012 wurden 
zum Bebauungsplan-Vorentwurf keine Stellungnahmen von Bürgern vorgebracht. Am 
13.06.2012 fand ein Unterrichtungs- und Erörterungstermin im Sitzungssaal des Bezirsam-
tes Jöllenbeck statt; dieser wurde von keinen Bürgern besucht. 
 
 
A.2   Auswertung der Beteiligung Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB 
 
Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB fand vom 21.05.2012 
bis zum 29.06.2012 statt. Die zum Bebauungsplan-Vorentwurf vorgetragenen Anregungen 
wurden durchgesehen und in den Bebauungsplan-Entwurf eingearbeitet.  
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Nutzungsplan Entwurf (unmaßstäblich) 
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A.3   Auswertung der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB 
 
Nach ortsüblicher öffentlicher Bekanntmachung am 15.09.2012 wurden im Rahmen der öf-
fentlichen Auslegung vom 28.09. bis 29.10.2012 zum Bebauungsplan-Entwurf keine Stel-
lungnahmen durch die Öffentlichkeit vorgebracht. 
 
 
A.4   Auswertung der Beteiligung Träger öffentlicher Belange gemäß § 4(2) BauGB 
 
Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange fand vom 14.09. bis  26.10.2012 statt. Die 
zum Bebauungsplan-Entwurf vorgetragenen Stellungnahmen wurden ausgewertet und in die 
Satzungsfassung eingearbeitet. Gegenüber der Entwurfsfassung sind keine grundlegenden 
Änderungen im gestalterischen oder konzeptionellen Konzept des Bebauungsplans erfolgt. 
Es handelt sich ausschließlich um Ergänzungen und Klarstellungen. 
 
 

 
A.4.1 
 

 
Auswertung der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) 
BauGB 
 

 
Lfd. 
Nr. 
 

 
Äußerungen der Träger öff. Belange 
(Zusammenfassung) 
 

 
Stellungnahme der Verwaltung bzw. 
Berücksichtigung in der Planung 
 

 
1 
 

 
Bezirksregierung Detmold 
Zu der Aufstellung des Bebauungspla-
nes bestehen keine grundsätzlichen 
bedenken. Es wird angeregt, die exter-
ne Lage der Ersatzaufforstungsfläche 
wegen Erschwernissen bei der Bewirt-
schaftung der südlichen angrenzenden 
Ackerfläche zu verlagern. 
 

 
 
Diese Fläche liegt im Nahbereich des 
Eingriffsortes. Die vorgeschagene Flä-
che steht leider nicht zur Verfügung. 
 

 
2 
 

 
Landwirtschaftkammer NRW 
Es wird angeregt, die extern gelegene 
Aufforstungssfläche aufgrund des er-
tragreichen Ackerbodens zu verlagern. 
 

 
 
Diese Fläche liegt im Nahbereich des 
Eingriffsortes. Andere weniger wertvolle 
Flächen stehen leider nicht zur Verfü-
gung. 
 

  
Von weiteren beteiligten Trägern öf-
fentlicher Belange liegen keine abwä-
gungsrelevanten Stellungnahmen vor. 
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A.4.2 
 

 
Änderungs- / Ergänzungsvorschläge der Verwaltung 
 

 
Lfd. 
Nr. 
 

 
Vorschlag 
 

 
1 
 

 
Finanzielle Auswirkungen 
Die Aussagen zu den finaziellen Auswirkungen des Bebauungsplanes wurden ak-
tualisiert. Die Begründung wurde entsprechend angepasst. 
 

 
2 
 

 
Rechtsgrundlagen 
Die Rechtsgrundlagen wurden an den aktuellen Stand angepasst. Für den vorlie-
genden Bebauungsplan sind hiermit keine inhaltlichen Änderungen oder Änderun-
gen der Rechts- oder Abwägungsgrundlagen verbunden. 
 

 
3 
 

 
Textliche Festsetzungen 
 
In den textlichen Festsetzungen unter Punkt 2 „Maß der baulichen Nutzung“ wird 
eine Anmerkung eingefügt, dass die „Sonstigen Hinweise“ unter Punkt 7 zur Aus-
führungsplanung zu beachten sind. Dieser wurden zur Vermeidung unnötiger Ein-
griffe in Natur und Landschaft um folgende Punkte ergänzt: 
 

- „3. Durch die Einhaltung eines Mindestabstands der Module von mindes-
tens 70 - 80 cm über dem Boden ist ein ausreichender Streulichteinfall zu 
gewährleisten.“ 

 
- „4. Die Flächen unter den Modulen und zwischen den Modulreihen sind als 

Extensiv-grünlandstandorte zu entwickeln, bei deren extensiver Pflege auf 
den Einsatz von Dünger und Pestiziden zu verzichten ist. Ggf. kann eine 
Grunddüngung vorge-nommen werden. Die Flächen können als Wiese oder 
Weide genutzt werden. Die Durchführung einer Mulchmahd im bisherigen 
Umfang ist weiterhin zulässig.“ 

 
Zur rechtlichen Sicherung der Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des Bebauungs-
plangebietes und deren Finanzierung wird folgende textliche Festsetzung unter 
Punkt 5 „Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft sowie Zuordnung der Ausgleichsmaßnahmen“ 
zusätzlich in den Bebauungsplan aufgenommen: 
 

- „Der Ausgleich für die, durch die Festsetzung der Fläche zur Errichtung ei-
ner Photovoltaik-Freiflächenanlage zu erwartenden Eingriffe in Natur und 
Landschaft wird auf einer Teilfläche des städtischen Ökokontos „Bewei-
dungsprojekt Johannisbachaue“ in Höhe von 5.211 qm festgesetzt. Das 
Ökokonto umfasst folgende gemeindeeigenen Grundstücke: 
 
- Gemarkung Brake, Flur 3, Flurstück 181 tlw. 
- Gemarkung Brake, Flur 3, Flurstück 182 tlw.  
- Gemarkung Brake, Flur 4, Flurstück 592 tlw. und  
- Gemarkung Bielefeld, Flur 54, Flst. 1678 tlw. 
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Auf diesen Flächen hat die Stadt Bielefeld gem. § 16 Bundesnaturschutz-
gesetz in Verbindung mit § 5a Landschaftsgesetz Extensivgrünland und un-
tergeordnet Ge-hölzanpflanzungen im Vorgriff auf zukünftige Eingriffe in 
Natur und Landschaft her-gestellt. Die o. g. Ausgleichsfläche in Höhe von 
5.211 qm ist dem Grundstück, auf dem Ein-griffe in Natur und Landschaft 
aufgrund der Festsetzungen des Bebauungsplanes zu erwarten sind, gem. 
§ 9 Abs 1a BauGB zugeordnet.“ 

 

 
Insgesamt ist festzustellen, dass aufgrund der dargelegten Behandlung der Stellungnahmen 
und sonstigen, verwaltungsinternen Abstimmungen zu § 4 (2) BauGB keine grundlegende 
Änderung im gestalterischen oder konzeptionellen Konzept des Bebauungsplans erfolgt. Die 
vorgeschlagenen Änderungen und Ergänzungen dienen der Vertiefung oder Klarstellung. 
Die Grundzüge der Planung sind nicht betroffen. Abwägungsrelevante Planänderungen und 
Betroffenheiten, die ggf. eine weitere Abstimmung und Beteiligung erfordern könnten, sind 
hiermit nicht verbunden. 


